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Entwurf der Verordnung zur Festsetzung des Grund- und Erziehungsbetrages, der 

jährlichen Pauschale für die Unfallversicherung und der monatlichen Pauschale zur  

angemessenen Alterssicherung für das Jahr 2025 

 

 

Sehr geehrte Frau Hofmann, 

 

für die Möglichkeit, zu dem Entwurf der Kinder- und Jugendhilfe-Pflegegeld-Verordnung 2025 

Stellung nehmen zu können, bedanken wir uns. 

 

Folgendes merken wir dazu an: 

 

Bei der Zugrundelegung der vom Deutschen Verein für öffentliche und private Fürsorge be-

schlossenen Empfehlungen erwarten die kreisfreien Städte in Sachsen-Anhalt erhebliche finan-

zielle Mehrbelastungen. Diese Mehrbelastungen wurden mit einer halben Million bis zu einer 

Million Euro je Kommune beziffert und haben damit für die kommunalen Haushalte eine spür-

bare Relevanz. Auch Sie selbst hatten seinerzeit die Mehrbelastungen der Kommunen mit mehr 

als 7 Mio. Euro jährlich eingeschätzt.  

 

Die Erhöhungen der Beträge sind keineswegs zwingend, sondern Folge sozialpolitischer Ent-

scheidungen des Landes. Das Land steht gegenüber den Kommunen in der finanziellen Verant-

wortung für seine gesetzgeberischen Entscheidungen. Die Erhöhungen bei den Beträgen und 

Pauschalen für Pflegeeltern sind, soweit sie über einen reinen inflationsbedingten Anstieg hin-

ausgehen, bei der Bemessung des kommunalen Finanzausgleichs für 2025 nicht berücksichtigt. 

Wir lehnen deshalb Erhöhungen in Bezug auf die Pauschalbeträge ab, soweit diese über einen 

inflationsbedingten Ausgleich hinausgehen. 

 

Im Übrigen halten wir es auch keineswegs für zwingend notwendig, dass die Leistungen für 

Pflegeeltern landeseinheitlich bemessen werden. Wenn aber das Land aus politischen Gründen 

einheitliche Beträge durchsetzen will, muss es auch die kreisfreien Städte gleichermaßen in die 
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Lage versetzen, die erhöhten einheitlichen Leistungen ohne Schuldenaufnahme oder Einschrän-

kungen an anderer Stelle aufzubringen.  

 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

 

 

 

 

Becker 

 

 

 


